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Postfach 71 22 | 24171 Kiel

Prasidenten des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Herrn Klaus Schlie
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24105 Kiel

Sehr geehrter Herr Prasident,

}, Schleswig-Holstein
“ Der Ministerprasident

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Unterrichtung 18/272

(Offentlich)

Verteiler: Fraktionen, Mitglieder IR, FIN
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Marz 2017

anliegend Ubersende ich zur Unterrichtung gem. § 7 Abs. 2 Parlamentsinformationsge-

setz (PIG) die vom Kabinett am 21. Februar 2017 beschlossene Bundesratsinitiative

,Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Abgabenordnung

zwecks Anerkennung der Gemeinnitzigkeit von Freifunk®.

Federfuhrend zustandig ist die Finanzministerin.

Mit freundlichen Gri3en

—

e —————— /

/ A"

|

Diisternbrooker Weg 104, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-1960 | www.schleswig-holstein.de |
Buslinien 41, 42, 51 | E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir elektronisch signierte oder verschlisselte Dokumente.


Heiko.Voss
Schreibmaschinentext
Schleswig-Holsteinischer Landtag
Unterrichtung 18/272
(öffentlich)
Verteiler: Fraktionen, Mitglieder IR, FIN 

Heiko.Voss
Schreibmaschinentext

Heiko.Voss
Schreibmaschinentext

Heiko.Voss
Textfeld

Heiko.Voss
Textfeld


Bundesrat Drucksache 107/17

02.02.17

Gesetzesantrag

der Lander Nordrhein-Westfalen,
Thiringen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Abgabenordnung
zwecks Anerkennung der Gemeinnutzigkeit von Freifunk

A. Problem und Ziel

Die Digitalisierung pragt die Gesellschaft in immer starkerem Malde. Sie verandert
Wirtschaft, Bildung, Alltagskultur. Dem muss die Rechtsordnung Rechnung tragen.
Dazu muss sie den sich verandernden Rahmenbedingungen immer wieder
angepasst werden — auch um die Entwicklung in eine wunschenswerte Richtung
positiv zu begleiten. Dabei muss auch die Tatsache beachtet werden, dass
gemeinnutziges Engagement in der digitalen Welt neue Formen annimmt.

In den letzten Jahren haben sich immer mehr Personen in so genannten Freifunk-
Initiativen engagiert. Ziel der Initiativen ist es, ein kostenloses freies Kommunika-
tionsnetzwerk aufzubauen, zu unterhalten und zu erweitern. Freifunk-Netze
konnen von allen moglichen Nutzerinnen und Nutzern frei genutzt werden. Im
Freifunk-Netz verbinden sich die Router direkt miteinander, wenn andere Router in
Funkreichweite sind. So entstehen lokale Burgernetze, in denen der Datenverkehr
uber alle beliebigen Stationen wandern kann. Durch von den Initiativen bereit-
gestellte Leitungen oder indem Nutzerinnen und Nutzer einen Teil der Bandbreite
ihrer privaten Internetanschliusse zur Verfugung stellen, entstehen auch Zugange
ins Internet. Freifunk-Netze stehen dabei nicht in Konkurrenz zu den Internet-
anschlissen der Telekommunikationsanbieter: Auch fur die Verbindung der
Freifunk-Netze ins Internet sind solche Anschlisse erforderlich. Zudem verflugen
Freifunk-Netze meist Uber eher geringe Bandbreiten und dienen mithin einer
Grundversorgung, aber nicht als Alternative zu leistungsfahigen Internet-
anschlissen. Durch den Aufbau von Freifunk-Netzen werden Nutzerinnen und
Nutzern zugleich Kompetenzen Uber IT-Infrastrukturen vermittelt. Zudem werden
hierbei neue Technologien erprobt und entwickelt.
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Nach § 52 Absatz 1 der der Abgabenordnung verfolgt eine Korperschaft (z.B. ein
Verein oder eine (g)GmbH) gemeinnutzige Zwecke, wenn ihre Tatigkeit darauf
gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet
selbstlos zu fordern. Freifunk ist in dieser Hinsicht eine Form des gemeinnutzigen
burgerschaftlichen Engagements, das die Digitalisierung hervorgebracht hat.

Korperschaften, die sich im Bereich des so genannten Freifunks engagieren,
konnen bisher allerdings nur dann als steuerbegunstigt anerkannt werden, wenn
sie satzungsmafig und tatsachlich entweder einen der in der grundsatzlich
abschlieBenden Aufzahlung des § 52 Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung
ausdrucklich aufgefuhrten gemeinnutzigen Zwecke (so genannte Katalogzwecke)
oder mildtatige Zwecke nach § 53 der Abgabenordnung fordern. In Frage kommt
als gemeinnutziger Zweck insbesondere die Forderung der Volks- und
Berufsbildung (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 der Abgabenordnung; z.B. durch
Bildungsmalinahmen zu Fragen der Hard- und Software in diesem Bereich).
Mildtatige Zwecke wurden in der Vergangenheit z.B. durch die unentgeltliche
Uberlassung von Hard- und Software an Flichtlingsunterkiinfte geférdert. An der
bisherigen gemeinnutzigkeitsrechtlichen Beurteilung dieser Tatigkeiten andert sich
durch die geplante Neuregelung nichts.

Soweit sich Freifunk-Initiativen daneben jedoch aktiv an der Schaffung und
Unterhaltung der Freifunk-Netze selbst beteiligen, ist eine Steuerbegunstigung
nach geltendem Recht nicht moglich. Daher durfen sie keine fur den steuerlichen
Spendenabzug erforderlichen Zuwendungsbestatigungen ausstellen.

Das gemeinniutzige Engagement von Freifunk-Initiativen fur eine digitale
Gesellschaft soll deshalb durch die Aufnahme eines neuen Katalogzwecks in die
Abgabenordnung unterstutzt werden. Die neue Ziffer ermdglicht es, auch solche
Freifunk-Initiativen als gemeinnultzig anzuerkennen, die auch bzw. ausschliefdlich
Freifunk-Netze aufbauen und unterhalten.

B. Losung

Der Entwurf sieht eine Erganzung der Katalogzwecke durch eine neue Ziffer 26
,Freifunk-Netze” in § 52 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung vor. Dadurch wird —
unter den weiteren Voraussetzungen der §§ 51 ff. der Abgabenordnung — eine
Steuerbeglnstigung wegen Gemeinnutzigkeit auch fur Freifunk-Initiativen in der
Rechtsform einer Korperschaft, z.B. Vereinen, eroffnet, die Kommunikationsnetz-
werke aufbauen und unterhalten. Aus Wettbewerbsgrinden ist es erforderlich, den
Forderzweck auf unentgeltliche Tatigkeiten zu beschranken.
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C. Alternativen

Keine.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte
1. Bund
a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Steuermindereinnahmen in derzeit nicht exakt bezifferbarer, aber geringer Hohe.

b) Vollzugsaufwand

Keiner.

2. Lander
a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Steuermindereinnahmen in derzeit nicht exakt bezifferbarer, aber geringer Hohe.

b) Vollzugsaufwand

Keiner.

E. Sonstige Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau, sind ebenfalls nicht zu erwarten.

F. Blrokratiekosten

Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten fur die Wirtschaft, die
Blrgerinnen und Burger und die Verwaltung neu eingefuhrt, geandert oder
abgeschafft.
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Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Abgabenordnung zwecks
Anerkennung der Gemeinnutzigkeit von Freifunk

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002
(BGBI. | S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zum Schutz
vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016 (BGBI. | S.
3152) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 52 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

Hinter Nr. 25 wird die folgende neue Nummer 26 eingeflugt:

,26. die Einrichtung und Unterhaltung von Kommunikationsnetzwerken, die der
Allgemeinheit ohne Gegenleistung offenstehen (Freifunk-Netze). Als
Gegenleistung in diesem Sinne gilt insbesondere die Erlaubnis zur
Verwendung oder Weitergabe der Nutzerdaten fur gewerbliche Zwecke.”

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkindung in Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeines

I. Auswirkungen des Gesetzentwurfs

Auswirkungen auf das Steueraufkommen lassen sich nicht genau beziffern, ein

signifikanter Rlickgang des Steueraufkommens ist aber keinesfalls zu erwarten.

Im Ubrigen werden jedoch keine Mehrkosten entstehen. Fir die Allgemeinheit
entsteht kein Erfullungsaufwand.

lll. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1

Grundgesetz.

IV. Zustimmungsbedirftigkeit

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1

Aus Grunden der Rechtssicherheit wird die Einrichtung und Unterhaltung von
,Freifunk-Netzen“ als neue Nummer 26 in den Katalog der gemeinnutzigen Zwecke
in § 52 Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung aufgenommen. Grundvoraussetzung
fur die Steuerbeglnstigung dieser wesentlichen Aktivitat im Bereich Freifunk ist eine
eindeutige, trennscharfe Definition des Forderzwecks. Diese erfolgt in Satz 1 der

neuen Nummer 26.

Satz 2 der Regelung dient zur Abgrenzung des gemeinnutzigen Freifunks von

kommerziellen Angeboten im Bereich der Kommunikationsnetzwerke.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.





